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am 29° Mai 1956
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Klägers und Revisionsklägers,

gegen

Beklagten und Revisionsbeklagten,

hat der 9r Senat des Bundessozialgerichts

auf die mündliche Verhandlung vom 29„ Mai 1956

für Recht erkannt:

Das Urteil des Landessozialgerichts Celle vom

3„ Juni 1955 wird aufgehoben°

Der Rechtsstreit wird an das Sozialgericht

Hamburg verwiesen°

Von Rechts wegen°

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


- 2 _

T a t b e s t a n d
...—_ __ .. ———..——«—— ——....— ...—-

Der Kläger erhielt auf Grund der SVD 27 von der Landesversiche—
rungsanstaft Hannover, Außenstelle Hildesheim, Rente nach einer

MdB. um 50 % H Mit Bescheid vom 29. Juli 1949 setzte die Lan—
desver31chérungsanstalt die Rente herab und verweigerte die Aner—

fkennung erner Lungen——Tbc als Schädigungsfolge. Der Einspruch
Idee Klägers wurde vom Beschwerdeausschuß der Landesversicherungs—

anstalt &Ännover zurückgewiesen. Hiergegen legte der Kläger Be—

rufung z€m damaligen Oberversicherungsamt Hildesheim ein° In der
mündlichén Verhandlung vom 19. April 1951 wurde er durch den Ge—
richtsa■zt untersucht und nahm ausweislich des Sitzungsprotokolls

die Beréfung zurück. Anschließend wurden durch Büroverfügung vom
20° April 1951 die Beiakten getrennt und die Vorgänge über das
Streitvärfahren weggelegt°

Am 26. Juni 1954 hat der Kläger beim Landessozialgericht Hamburg

eine E■tscheidung
wegen der Ablehnung der The als Schädigunge—

folge Ueantragt. Das Landessozialgericht Celle, an das das Ver—

fahren? vom Landesgozialgericht Hamburg abgegeben worden war,

hat
mi?t

Urteil vom 3 Juni 1955 das Rechtsmittel des Klägers

als unzulässig verworfen. Es hat ausgeführt, nach 5 214 Abs 1
Nr‚ L SGG könnten{nur Urteile der Oberversicherungsämter unter

den im Gesetz genannten Voraussetzungen angefochten werden° Da

info1ge der Zurücknahme der Berufung ein Urteil nicht ergangen
sei,£sei eine Berufung nicht statthaft. Die Entscheidung sei

endgültig gemäß 5 214 Abs° 5 SGG°
Gegén

das Urteil legt der Kläger Revision ein und beantragt,

äas Urteil des Landessczialgeribhts Celle aufzuheben und die

Sache zur anderweitigen Entscheidung an das Landessozialge—
äricht zurückzuverweisen, eventuelll an das Sozialgericht

5Hamburg zu verweisen„
3\

Erfmecht geltend, er habe niemals, vor
allem nicht in der münd—

liéhen Verhandlung vor
dem10herversicherungsamt Hildesheim am

195 April 1951 die Berufung zurückgenommen° Es müsse insoweit
ein Irrtum des Protokolls vorliegen. Zur Klä1ung und Berichtigung

dieses rechtliäbh erheblichen Irrtums sei di.e Zurückverweisung
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an die Vorinstanz erforderlicb„

Der Beklagte beantragt,

die Revision als unzulä581g zu verwerfen,

da das angefochtene Urteil gemäß 5 214 Abs. 5 SGG endgültig sei°

Auf das angefochtene Urteil sowie die Schriftsätze des Klägers vom

12„ August und 14„ Oktober 1955 sowie vom 29° Mai 1956 wird Bezug ge—
nommen u

Entscheidungsgründe
_..-u—„g..--.-... >..„....„...

Die Revision ist frist— und formgerecht eingelegt und begründet

worden° Sie mußte auch ErfOlg haben„

Das Landessozialgericht hat seine Entscheidung zu Unrecht als

endgültig gemäß 5 214 Abs‚ 5 sec bezeichnet., @214 SGGenthält
eine Ausnahmeregelung anläßlich des Übergangs der Gerichtsbar—

keit auf dem Gebiete der Sozialversicherung nach altem Recht auf

die nach dem Sozialgerichtsgesetz‚ Unter bestimmten Vorausset—

zungen erklärt„ diese VorsChrift in den Absätzen 1 und 3 die Ent—

scheidungen der Oberversicherungsämter aus der Zeit zwischen

dem 8» Mai 1945 und 31„ Dezember 1953 für anfechtbar° Eine Ent—
scheidung im Sinne des % 214 Abs° 1 SGG nimmt eine rechtliche

und tatsächliche Würdigung des Prozeßstoffes vor und spricht

daraufhin aus, was in der Streitsache Rechtens ist. Eine sblche

Entscheidung hat das Oberversicherungsamt Hildesheim auf die

mündliche Verhandlung vom 19° April 1951 nicht gefällt. In

der büromäßigen Verfügung vom 20° April 1951 hat es eine recht—

liche Würdigung nicht vorgenommen, ebensowenig hat es ausge—

sprochen9 was in dieser Sache Rechtens ist„ Da also — wie das

Landessozialgericht zutreffend ausgeführt hat — eine Entschei—

dung eines Oberversicherungsamts nicht vorliegt, durfte es nicht

nach 5 214 SGGprozedieren und konnte seine Entscheidung nicht
mit rechtlicher Wirkung nach hbs. 5 a.a.0. als endgültig‘oe—
zeichnen„ Das Urteil ist mithin nach den allgemeinen Grund—

sätzen anfechtbar°
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Zu Recht hat der Kläger gerügt, das Verfahren vor dem Landessc—

zialgericht leide an einem wesentlichen Mangel und beruhe auf

unrichtiger Rechtsanwendung. Wenn auch der Kläger in der Vorin—

stanz ausgeführt hatte, ihm stehe das Rechtsmittel der nachträg:

lich durch @ 214 Abs. 1 Nr. 1 SGG zugelassenen Berufung zu, so

hätte doch das Landessozialgericht zunächst prüfen müssen, als

was das Vorbringen des Klägers aufzufassen ist.

Für das Verfahren vor dem Oberversicherungsamt Hildesheim galt

gemäß % 20 SVD 27, Nr. 42 und 43 SVA 11 die RVO„ Der Bescheid

der Landesversicherungsanstalt Hannover, Außenstelle Hildesheim,

vom 29° Juli 1949 und die Entscheidung des Besohwerdeausschusses,

die ihn bestätigte, waren damals als Entscheidung erster Instanz

anzusehen. Gegen sie war das Rechtsmittel der Berufung an das
0berversicheruhgsamt gegeben. Nach der ständigen Rechtsprechung

des Reichsveräicherungsamts bewirkte die Zurücknahme der Berufung

den Verlust des Rechtsmittels und machte den angefochtenen Be-

scheid rechtsh?äftig (AN„ 99 S„ 446 Nr° 723, vgl° auch AN„ 1902

3° 512 Nr‚ 99%?„ Das Oberversicherungsamt hatte keine Entscheidung

mehr zu
treffän

und hatte zu Recht die Akten über den Streitfall

büromäßig gesählos3en. Demgegenüber behauptete der Kläger vor

dem
Landessozéalgericht,

er habe die Berufung nicht zurückge-

nommen°
Sollté dies zutreffen, so wäre der Rechtsstreit vor dem

Oberversicheruägsamt
Hildesheim nicht beendet worden° Er wäre

über den 19° Qpril 1951 hinaus rechtshängig geblieben und wäre,

da er auch be■m Inkrafttreten des Sozialgerichtsgesetzes am
1„ Januar

1953
noch nicht beendet werden war, gemäß 5 215 Abs. 2

SGG als Klage @uf das zuständige Sozialgericht übergegangen, so
daß dieses ihn?absohließen mußte. Es kam also auf die Behauptung

des Klägers an■
so daß das Landessozialgericht sich zunächst

darüber schlü%sig Werden mußte, ob es den Streit über die Zurück«

nahme der früäeren Berufung entscheiden konnte°
} .

Das
Sozialgerichtsgesetz

enthält hierüber keine Regelung. Nach

dem Verfahrenérecht der Reichsversicherungsordnung war das Gericht

berufen, über}die Zurücknahme der Berufung zu entscheiden, vor

dem die streitige Zurücknahme des Rechtsmittels erklärt wurde°

Denn das Bestreiten der Zurücknahme bezweckte die Fortsetzung

des Verfahren% über den erhobenen sachlichen Anspruch vor diesem
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Gericht (8. AN. 97 S. 584 Nr. 593; AN. 99 S. 446 Nr. 725). Auch
'in der Zivilgerichtsbarkeit werden Streitigkeiten über eine

Rechtsmittelzurücknahme oder das Zustandekommen eines Prozeß—

vergleichs durch das Gericht entschieden, vor dem die Zurück—

nahme erklärt oder der Vergleich abgeschlossen ist (s. Rosenberg,

ZPO, 6. Aufl., 5 155 VI 5 S. 659 u. 5 128 III 3 S. 597 f. mit

weiteren Hinweisen; Stein—Jonas, 18. Aufl. @580 II 4 c bes.

Nr. 21 und 5 794 II 3)„

Diesem allem liegt der gleiche prozeßpolitische Gedanke zu

Grunde. Durch die Erhebung der Klage beziehungsweise durch die

Einlegung des Rechtsmittels wird der Rechtsstreit bei dem ange—

rufenen Gericht rechtshängig. Nur dieses ist befugt — sofern es

örtlich und sachlich zuständig ist —, den Rechtsstreit durch

eine Entscheidung zu beenden. Die Parteien können ihrerseits

den Rechtsstreit aus der Welt schaffen z.B. durch Vergleich

(@lol Abs. 1 sec, 5 794 Abs. 1 Nr. 1 ZPO)oder durch die
Zurücknahme der Berufung (@ 156 SGG; @ 515 ZPO)° Wenn sie auch
den Prozeß beenden, so nehmen sie damit keine Aufgaben des Ge—

richts wahr, sondern räumen den Streit aus, beziehungsweise

setzen zu ihrer ersten Prozeßhandlung die Gegenhandlung. Bei

Streit über die rechtliche Gültigkeit solcher den Prozeß be—

endenden Prozeßhandlungen der Parteien erstrebt zumindest eine

von ihnen eine gerichtliche Entscheidung des ursprünglichen

Rechtsstreits. Da hierzu infolge der fortdauernden Rechtshän—
gigkeit ausschließlich das zuerst angerufene Gericht bei ört—

licher und sachlicher Zuständigkeit befugt ist, hat es den

Rechtsstreit von der Lage ab weiter zu führen, in der er sich

zur Zeit der nachträglich streitig gewordenen Prozeßhandlung

der Parteien befand. Es hat der nunmehrigen ProZeßlage dadurch

Rechnung zu tragen, daß es vor einer Prüfung des strittigen

Rechtsverhältnisses den Zwischenstreit über die Erledigung des

Verfahrens entscheiden muß. Hierüber muß zutreffendenfalls eine

echte Entscheidung, also ein Urteil gefällt werden. Diese pro—
zessualen Erwägungen treffen auch für die Sozialgerichtsbarkeit

nach dem Sözialgerichtsgesetz
zu. Die Rücknahme der Klage nach

5 102 SGG ist nicht der nach @ 271 ZPO nachgebildet. Vielmehr

ähnelt sie'der Zurücknahme der Berufung nach @ 515 ZPO und

könnte allenfalls in ihren Folgen mit dem Prozeßvergleich nach
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der ZPO Verglichen werden. Deshalb ist die bisherige Recht—

sprechung des Reichsvers10herungsamts aufrecht zu erhalten.

Demnach durfte das vom Kläger angerufene Landessozialgericht hier

nicht ohne weiteres ein Urteil fällen. Vielmehr hätte es zunächst

ermitteln müssen, welches Sozialgericht über die Gültigkeit der'

nach dem Vorbringen des Klägers zweifelhaften Erledigung des

Rechtsstreits zu entscheiden hat. Es hätte sodann nach @ 112

Abs. 2 Satz 2 sec dahin zu wirken gehabt, daßder Klägerdie Ver—
weisung des Rechtsstreits an das zuständige Sozialgericht gemäß

% 98 SGG beantragte. Dies hat das Landessozialgericht verkannt.

Sein Verfahren beruht auf der unrichtigen Beurteilung der Zustän—
digkeit und leidet deshalb an einem wesentlichen Mangel. Das

Urteil war sonach aufzuheben°

Nach @ 170 Abs. 2 SGG hat das Revisionsgericht in diesen Fällen

in der Sache selbst zu entscheiden. Hier hat es die Entscheidung

zu fällen, welche die Vorinstanz hätte treffen müssen, nämlich

die Verweisung des Rechtsstreits an das zuständige Sozialgericht.

% 98 SGG, der dem Grundsatz der Prozeßwirtschaftlichkeit ent—

fließt, ist auch im Revisionsverfahren anwendbar. '

Der notwendige Verweisungsantrag des Klägers ist bereits in der

Revisionsbegründung enthalten. Er wurde in der mündlichen Ver—

handlung vor dem Senat wiederholt.

Eine Verweisung kann nur ausgesprochen werden, wenn das zustän-

dige Gericht bestimmt werden kann. Nach @57 SGGist das Sozial—

gericht örtlich zuständig, in dessen Bezirk der Kläger z„Zt° der
Klagerhebung seinen Wohnsitz hat. Im vorliegenden Falle hat der

Kläger nach der strittigen Zurücknahme der Berufung seinen Wohn—

sitz seit Juli 1951 aus dem Bereich des Oberversicherungsamts

Hildesheim nach Hamburg verlegt. Für die Übergangsfälle des

5 215 Abs. 2 SGG hat das Bundessozialgericht durch Beschluß vom

28. Oktober 1955 —1 s 5/54 (Breithaupt 1956 s. 101 Nr. 36), ent—
schieden, daß das Sozialgericht des neuen Wohnsitzes zuständig

ist, wenn der Kläger nach Anrufung des Oberversicherungsamts vor
dem 1. Januar 1954 seinen Wohnsitz verlegt. Dies ist das Sozial-

gericht Hamburg. Dabei kann es keine Rolle spielen, daß unter
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Umständen ein anderes Sozialgericht, nämlich das Sozialgericht‘

Hildesheim um eine Beweisaufnahme über den Inhalt der mündlichen

Verhandlung am 19. April 1951 und eine etwaige unrichtige Proto—

kollierung ersucht wird (@ 118 SGG,'5 362 ZPO). Da somit das zu—
ständige Sozialgericht bestimmt werden konnte und ein Antrag des

Klägers vorliegt, war der Rechtsstreit an das Sozialgericht Ham—

burg zu verweisen° '

Die Verweisung hatte nicht durch Beschluß zu erfolgen. Sie war
vielmehr, da die angefochtene Entscheidung der Vorinstanz nur
durch Urteil gemäß 55 165, 153, 125 SGG aufgehoben werden kann,

in diesem Urteil auszusprecheno

Die Kostenentscheidung bleibt dem Schlußurteil vorbehalten

(55 98 Abs„ 3, 193 sec).
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